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Ein besonderes Farbfelck unseres allgemeinen Denkens wird höchstwahrscheinlich die 
Veröffentlichung der im Közgazdasági és Jogi Verlag erschienenen neuen R eprint-Serie 
m it dem T itel „Die ungarischen Klassiker der Rechtsw issenschaft“  sein, deren R edakteur 
Ferenc Petrik  ist. Die Studie „Beitrag zum ungarischen S taatsrech t“ von Ferencz Deák w ur­
de ursprünglich in B udapesti Szemle (Februar 1865) veröffentlicht, als A ntw ort (Bemerkun­
gen) au f die 1863 von Venczel Lustkandl, dem Wiener Universitätsprofessor publizierte Ar­
beit (Das ungarisch-österreichische S taatsrecht Wien), die „m it der fragm entarischen E rö r­
terung mancher Punkte  des ungarischen und österreichischen S taatsrechts eine politische 
Anschauung und K urs zu unterstü tzen w ünschte“ und die Gesetze und Geschichte nach den 
österreichischen Reichsbestrebungen richten wollte. Gegen die w ohlbekannte „Theorie des 
Verfassungsverlustes“ , bzw. in einer anderen A nnäherung gegen die die Verfassungsmässig­
keit der Gesetze von Jah re  1848 und das Dasein der sich in den früheren Jah rhunderten  e n t­
wickelten selbständigen ungarischen feudalen Verfassungsmässigkeit leugnende Auffassung 
tra t dieses später auch als Buch (auf deutsch und ungarisch) veröffentlichte Werk auf, das 
die im Oktober-Diplom, bzw. in Februar-Paten t (1861) verkörperten entralisierenden B estre­
bungen -  das zeitgenössische ungarische allgemeine Denken wirkungsvoll formend -  ab- 
gelehnt hat.
Dedks „B eitrag“ hat an der Schwelle der Niederlage der Schlacht bei K önigsgrätz 
(1866) das Tageslicht erblickt und das allein lieferte genügend G rund dafür, die baldige 
Schicksalswendung der Geschichte der X ation in der neueren Zeit (den Ausgleich) auch „aus 
dem Gesichtspunkt des ungarischen S taatsrechts“ zu erläutern. Der sachkundige In terp re­
ta to r des R eprints, Is tván  Kovács, sagt zutref fend : In K enntnis seines ganzen Lebenswerkes 
können wir nicht bezweifeln, dass Deák das ungarische S taatsrecht gründlich kannte und über 
die international anerkannten zeitgenössischen Ergebnisse der Staats- und Rechtswissen­
schaften in allgemeinen informiert war. Auch die Klassiker der gegebenen Fachrechtsw is­
senschaft suchend fiel also die W ahl mit Sachkenntnis au f die Aufnahme des in ursprüng­
lichen B uchtitel als „B eitrag“ verfassten Werkes in die Serie.
W ährend des halben Jah rzehnts zwischen der Niederlage in Ita lien  und Sadova gaben 
die H absburger Ilofkreise die H offnung noch nicht auf, die absolutistische R egierung des 
vielsprachigen Reiches mit der modernen (bürgerlichen) Verfassungsmässigkeit in Einklang 
zu bringen, in  dieser wichtigsten Bestrebung ha tte  aber der Gedanke der ungarischen Eigen­
staatlichkeit verständlicherweise keinen P latz und Lustkandis verspäteter und auch in sich 
selbst unhistorischer Versuch wiederum bedeutete sogar eine H erausforderung für das ein­
heimische allgemeine Denken. Diese spezifische historische S ituation bewegte „den Weisen 
der H eim at“ zur beispiellosen geistigen K raftprobe, die bis zu Jahrhunderten  zurückgehen­
den historischen Vorereignisse in einer im erhört knappen Studie zu einem System zusammen- 
zu fassen.
Den Gedanken der Eigenstaatlichkeit unterstützend „blieb für Deák nur der schmale 
Pfad offen — sagt István  Kovács —, die bürgerliche Verfassungsmässigkeit und Gesetz­
mässigkeit von 1848 mit den W orten der feudalen Gesetzgebung vor 1848 zu verteidigen und 
deren Anerkennung als Voraussetzung dafür zu betrachten, um  die ersten  Schritte au f dem 
Wege zum Ausgleich überhaupt machen zu können*1. Zur B estätigung der Verfassungsmässig­
keit der Gesetze vom März bedeuteten für ihn wiederum „die im Laufe der bewaffneten und 
politischen K äm pfe der Jahrhunderte  errungenen und aufbew ahrten staatsrechtlichen Ga-
ran tien“  eine sichere Basis. Zusammen m it den Gesetzen vom März beanspruchte er also 
selbstverständlich auch die Anerkennung all jener staatsrechtlichen G arantien, „die die 
E igenstaatlichkeit Ungarns bereits vor der Gesetzgebung vom Jah re  1848 garantierten“ . 
Diesen Anspruch brachten die bekannten Parlam entsreden von Deák in Jah re  1861, bzw. 
seine Aufschriften zum Ausdruck und seliliesslich lasst e r das „m it wissenschaftlichem Ans­
p ruch“ in den Spalten von B udapesti Szemle zusammen, was wirklich auch heute noch als 
Beitrag zum Verständnis „des die ungarische E igenstaatlichkeit zum Ausdruck bringenden 
ungarischen S taatsrechtes vor 1848“ dienen kann.
Das Februar-Patent wollte einen „durch eine starke zentrale Kegierung geführten ein­
heitlichen S taat ins Leben rufen“ und das hä tte  für den westlichen Teil des Reiches, bzw. für 
die E rbländer auch in staatsrechtlichen Sinne einen F o rtsch ritt bedeuten können. Diesseits 
der Leitha h a t aber das Paten t tro tz  der schweren Jah re  des Neoabsolutismus den abweisen­
den W iderstand des zeitgenössischen ungarischen allgemeinen Denkens ausgelöst. Eine be­
deutende Rolle spielte hier bei uns die spezifische feudale Verfassungsmässigkeit, die in den 
Jahrhunderten  der Neuzeit gegen die Bestrebungen für die Vernichtung der ungarischen 
Staatlichkeit zustandekam . Mit seinen W urzeln reichte dieses ungarische feudale S taatsrecht 
ins 1 0 -1 7 . Jah rhundert zurück und erschien beinahe gleichzeitig m it dem S taatsrecht des 
Deutsch-Römischen Reiches. Es dauerte also lange, bis dieses S taatsrecht eigentlich noch leu- 
dalen C harakters sich m it der spezifischen m itteleuropäischen Versteifung (mit den Wciter- 
leben) der feudalen V ertretungsinstitutionen verflochten hat. U nter dem Titel „Nachwort 
und Notizen“ stellen die m ethodischen Untersuchungen von István  Kovács plastisch dar, dass 
den Erbländern des H auses H absburg ähnlich auch bei uns oft die Verteidigung der s tän ­
dischen Privilegien die katholischen und protestantischen Stände nebeneinander stellte 
und dieser W iderstand konnte nur parallel m it der Verteidigung der staatsrechtlichen G aran­
tien der ungarischen S taatlichkeit erfoglreich sein. Die Gesetze der so oft sitzenden ungari­
schen Ständetage des 16. Jah rhunderts , die Ergebnisse des von Bocskai, Tököly, Rákóczi- 
geführteu bewaffneten K am pfes usw. hatten  beinahe in jedem Fall die E ntstehung einer 
Reihe von staatsrechtlichen G arantien zur Folge (W ahlbedingungen, Palatinalrechte, K rö­
nungseid usw.) sich m it der Aufbewahrung der Privilegien der Adelsstände verflechtend. 
Deáks „B eitrag“ m ethodisch verfolgend kommt diese U ntersuchung auch zu der E rkenn t­
nis, dass sich diese ungarische ständische Verfassungsverteidigung in Laufe der Zeit m it dem 
,,keimenden modernen nationalen Gedanken“ verflechten konnte. Auch die Ergebnisse 
unseres Rechtshistorism us zu einer nuancierteren Form ulierung bewegend wird zum Beispiel 
das 10. Gesetz des Jahres 1790/91 angeführt, das Ungarn für ein „selbständiges unabhängi­
ges Land“ erklärt, das über eine „eigene Verfassung“  (K onstitution) verfügt. Selbst der s tän ­
dische W iderstand gegen die H errschaft von Joseph II. konnte also in diesem Sinne positive 
Züge haben, da dieser W iderstand „die Grenzen der feudalen Privilegeien (und) der ständi­
schen Vorrechte von Anfang an überging“ .
„So entstand in U ngarn eine spezifische ständische Verfassungsmässigkeit -  komién 
wir den m it Deáks „B eitrag“  eng verknüpften Gedanken zitieren - ,  die unbescliadte des 
feudalen Charakters des Ständetages und der Staatsorganisation für das Parlam ent all jene 
verfassungsmässige G arantien beanspruchte, die von der politischen L iteratur der Aufklä­
rung (schon) im Dienste der Interessen des Bürgertum s, für die aus den V ertretern des B ür­
gertum s bestehenden gesetzgebenden Organe erarbeitet wurden. . . . Dadurch erhielten die 
durch die A ufklärung popularisierten und in dieser Zeit sich schon in der Deklaration der 
französischen Revolution widerspiegelnden verfassungsmässigen Prinzipien in Ungarn einen 
zwiespältigen Charakter: einerseits verteidigten die das’ retrograde System der ständischen 
Privilegien und andererseits brachten sie zugleich auch die rechtlichen G arantien der nationa­
len Unabhängigkeit zum A usdruck.“  Mit diesen Gedanken kann  also Deáks „B eitrag“ auch 
heute noch lehrreich für die Erschliessung zahlreicher Fragen der neuzeitlichen ungarischen 
Verfassungsgeschichte sein.
Genauso wertvolle A nhaltspunkte liefert das dem W erk beigelegtc umfangreiche N ach­
wort in der Erscliliessung der Quellen der frühen ungarischen Staatsrechtswissenschaft. 
Die eisten Ergebnisse von M árton Schödel, Mihály Benc.sik und anderer untersuchend tr iff t 
wieder die Feststellung zu, dass sich (auch) die Anfänge der ungarischen Staatsrechtswissen­
schaft m it den ersten Schritten der deutschen Reichs-Staatsrechtswissenschaft beinahe zu­
sam mentrafen. Gleichzeitig dam it wird im Nachwort erö rtert, dass die Wissenschaft des 
Staatsrechtes ursprünglich m it den wichtigsten protestantischen Staatsideen verknüpft 
war. So h ä tte  der L ichtblitz der Calvinschen bzw. Lutherschen Staatsideen vieUeicht auch
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die A nführung der einheimischen protestantischen Ideenträger ermöglichen können. Aller­
dings ist es w ahr, dass bei uns nu r das sich in  der zweiten H älfte  des 18. Jah rhunderts  en t­
faltende jus publicum universale, bzw. die von M artini, Moser, August Bech bekannten Be­
gründungen das moderne staatsrechtliche Denken seiner Wege abgehen Hessen. Die auf na­
turrechtlichen Grundlagen beruhende und auch die Ansprüche des Absolutismus zum Aus­
druck bringende neue Disziplin begünstigte jedoch die Entw icklung der selbständigen ungari­
schen Staatsrechtsw issenschaft verständlicherweise nicht. So erschienen in der ersten H älfte  
des 19. Jah rhunderts un ter W irkung der Abweichen von Wege (Demjén, Petrovies, Lakics) 
sowie des auflebenden ständischen (adeligen) staatsrechtlichen Denkens nur noch eher eine 
A rt beschreibende (historische) Arbeiten (Beöthy, Virozsil, Cziráki). Nach solchen Vorereig­
nissen ist es also kein Zufall, dass die aufglühende politische A tm osphäre der Jah re  vor dom 
Ausgleich Deáks „B eitrag“ n icht nu r wegen seiner politischen A ktualitä t, sondern auch we­
gen seiner wirklichen (objektiven) A rgum entationen hingerissen hat. Die von Deák zu einem 
System zusammengefasste Entwicklungsgeschichte des ungarischen ständischen (adeligen) 
S taatsrechtes lesend können wir auch zum besseren Verständnis einer Periode näher kom ­
men, in der dieses Werk ursprünglich en tstanden ist. Ich glaube sogar, dass sich der V ertreter 
des heutigen modernen Verfassungsrechts n icht irrt, wenn er sagt, dass der „B eitrag“ als 
ein (klassisches) Werk der ungarischen Staatsrechtsw issenschaft gelesen werden muss.
H insichtlich der Geschichte der neuzeitlichen ungarischen S taatsentw icklung können 
wir zu einer ähnlichen Folgerung gelangen, wenn wir in der Reprint-A usgabe „Ungarisches 
S taa tsrech t“ von Ferencz Deák blättern. Die einschlägigen Ergebnisse von U rbán, Makkai, 
K osáry, H anák und anderen vorzüglichen H istorikern in  Anspruch genommen könnten wir 
also auch die betreffenden Lehren der einheimischen m ethodischen rechtsgeschichtlichen 
Forschungsarbeit anführen. Die bekannten Forschungen von Bethlen, Rákóczi, die die P e­
riode der Aufklärung bzw. des Josephinismus betreifenden Untersuchungen, sowie die auch 
den sogenannten politischen Kameralismus berührenden historiographischen Ergebnisse in 
B etracht gezogen, könnten diese nämlich die Bestrebungen in grossem Masse anspornen, die 
sich auch auf dem Gebiet dos als Folgeerscheinung der einheimischen verspäteten bürger­
lichen U m gestaltung bekannten, ungarischen (feudalen) S taatsrechts nunm ehr wirklich dop­
pelten Charakters vollzogen. Selbst in den Diskussionen (disputationes) innerhalb der W ände 
der alten ungarischen U niversität, bzw. der konfessionellen H auptlehranstalten  könnte m an 
(retrospektiv) den Gedanken dieser feudalen Verfassungsmässigkeit verfolgen. György Bónis, 
Géza Bodolay und viele andere haben uns au f diesen Gebiet zahlreiche wertvolle A nhalts­
punkte  in der wissenschaftlichen L iteratu r der letzten Jahrzehnte  geliefert. Ähnlicherweise 
könnten wir die m it der Rollo des politischen Kameralismus, bzw. der beschreibenden S taa ts­
sta tistik  verknüpften staatsrechtsgesehichtlichon Vorereignisse anführen. Das „N achw ort 
und  N otizen“ von Deáks „B eitrag“ ist aber auch noch so ausserordentlich instruk tiv  für die 
V ertreter des methodischen Rechtshistorismus. Die Wege der E ntstehung  des ungarischen 
feudalen Staatsrechts forschend zitiert diese Bet rachtung so zum Beispiel sehr überzeugend 
die Krönungsdiplome des 17. Jahrhunderts fast gleichen Inhalts, beziehungsweise die in die­
sen zum Ausdruck kommenden Garantien. Es ist also kein Zufall, dass das Parlam ent des 
Jahres 1861 in Sopron und auch die zahlreichen späteren Bestimm ungen der S tändever­
sammlungen die Verteidigung der erworbenen Privilegien m it diesen Errungenschaften ver­
bunden hat. Eine noch interessantere Frage ist natürlich, wann und  au f welche Weise sich 
die M etamorphose dieser feudalen Verfassungsmässigkeit spezifisch mittelosteuropäischen 
Charakters vollzog. Auch Deáks „Beiträge“ in B etracht gezogen reicht diese W andlung ver­
m utlich in die Zeiten um ein halbes Jah rzeh t vor den Umgestaltungen von Jah re  1848 zu­
rück, die schliesslich in der betreffenden Region des K ontinents zahlreichen N ationen jenes 
modus vivendi angeboten ha t, das in der Schaffung der modernen verfassungsmässigen 
S taatseinrichtung auch dem liberalen Adel P latz sicherte. Das Besitzerelement konnte da3  
vor allem m it der verbürgerlichten nationalen Intelligenz Arm in Arm tu n , beziehungsweise 
nach den auf halben Wege zurückweichenden Revolutionen m it den dinastischen Mächten 
übereinkommend, nachdem es manche lebensfähigen Elem ente der modernen Verfassungs­
mässigkeit schon vor 1848 in den Rahm en des feudalen K onstitutionalism us hervorgebracht 
hat. Das klassische Werk der ungarischen Staatsreohtswissenschaft kann zum besseren Ver­
ständnis dieser komplizierten historischen Erscheinung dienen. W ir dürfen hoffen, dass auch 
die folgenden Bände der Serie eine ähnlich glückliche W ahl darstellen werden.
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